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Mittheilungen aus den Verhandlungen der Stände des Großherzogthums

Baden im Jahr 1831 .

N °- 119 . Karlsruhe 21 . August.

Vorläufige Nachricht aus den Verhandlungen der

ersten Kammer .
Die erste Kammer ist in ihrer 40 . Sitzung vom 19 . Aug .

der Addressc um Aufhebung der Eensur und Ein¬

führung vollkommener Preßfreiheit durch ein¬

stimmig gefaßten Beschluß beigetreten . Ueber die Ein -

führnng der Schwurgerichte in Anklagefallen wegen

Preßvergchen waren die Stimmen beinahe gleich ; 11 Stim¬

men erklärten sich für , 10 gegen dieselben .

Wir lassen hier die 68 bis 70 . Sitzung zuerst folgen ,

weil durch sie die Verhandlungen über die Abschaffung des

Zehnten geschlossen werden .

Acht u . sechzigste üffentl. Sitzung der zweiten Kammer .
Karlsruhe , den 30 . Juli 1831 .

Nachdem die Kammer den bereits in Nr . 100 unseres

Blattes mttgetheilten Gegenstand verlassen hat , trägt der Fi -

naiizministcr v . Böckh die vorläufige Ansicht der Re¬

gierung über die Ausführung der Zehntablösung in

folgenden Sätzen vor :

1 ) der Zehnten muß auf Verlangen der Zehntpflichtigen

einer Gemarkung firirt werden , und zwar auf den reinen

Betrag der Einnahme , welche er in den Jahren . . . dem

Berechtigten abgeworfen hat , jedoch ohne Abzug der Zehnt¬

lasten , die dieser bis zur Ablösung zu tragen hat .

21 Die Gemeinde erhebt die Zehutrente nach dem Steuer -

kapital der zehntbaren Güter , wenn sich die Zebutpflichti -

gen nicht über einen andern ständigen Maßstab der Repar -

tition vereinigen , und liefert sie in unzerkrennker Summe

an den Zehntberechtigten ab .

3 ) Alle Zrhntrentcn sind auf Verlangen der Zehntpflichtigen

einer Gemarkung jederzeit um den . . . fachen Betrag ablös¬

lich . Die Gemeinde hat in diesem Falle gleichzeitig die

Zehntlasten zu übernehmen und sicher zu stellen gegen

Empfang des . . . fachen Betrags des Anschlags derselben

als jährliche Leistung , und den Rest des Kapitals der

Zehntrente an den Berechtigten zu bezahlen . Die Zehnt¬

renten der Pfarr - und Schuldienste und die Evmpeteuzcn

derselben sind durch Constitnirung einer dem Kapitalwerthe

entsprechenden jährlichen Fruchtrente sicher zu stellen .

4 ) Die Amortisationökaffe hat jeder Gemeinde , welche

den Zehnten ablöst , den Zfachen Betrag der Zehntrente

zu bezahlen , mit 4 Procent Zinsen und Zinseszinsen vom

1 . Juni 183 . . an . Die Verzinsung hört auf , so wie sich

das Kapital verdoppelt oder den lOfachen Betrag der Zehnt¬

rente erreicht hat . — Den Rest des Ablvsnngskapitals hat

die Gemeinde aufzubringen und von den zehnlbaren Güter »

nach dem direkten Steuerkapital in denjenigen Raten zu

erheben , welche der Tilgungsplan im Fall einer Kapikal -

aufnahme festsetzt.

5 ) Die Amortisationskassc wird für den stfachen Betrag

aller Zehntrenten , ohne Abzug der Lasten , durch eine

jährliche Einnahme kotirt , welche in 5 Procent des Kapi¬

tals besteht .

6 ) Die Amortisationskaffe wird ermächtigt , von jeder

zehntpflichtigen Gemeinde Kapitalien , welche diese zu künf¬

tiger Ablösung des Zehnten bestimmt , anzunehmen , und

mit Zinsen und Zinseszinsen zu 4 Procent in dem Zeitpunkte

znrnckzuzahlen , wo die Zehukablösung wirklich erfolgt .

Hierauf wird der Tagesordnung gemäß die Diskussion

über die Zehntabichaffung fortgesetzt , und folgende Bestim¬

mung zum Beschlüsse der Kammer erhoben :

„ 1 ) die Ablösung der Zehnten nach den gesetzlichen Be¬

stimmungen soll nicht von der Willkühr der Bctheiligte



694

abhängig scpii , sondern eine Verbindlichkeit dazu für Be¬
rechtigte und Pflichtige ausgesprochen werden . "

Aus den Antrag des Abg . Knapp wirv hierauf der Ar¬
tikel 9 der Kommissionsvorschläge zur Diskussion ausgesetzt ,
und in folgender Fassung angenommen .

„ 2 ) Das durch dieSteuerperäquation ausgemittelte Quan¬
tum dcö Zehnten , nach den Naturalienpreisen der Stener -
peräquation in Gelo berechnet , ist die Roheiiinahme der
Zebiitberechligten .

Auf ciukomiuende Beschwerden der Betheiligken wird eine
Revision des Peraqualionsgeschäfts angeordnet . "

fl ' cun u . sechzigste össentl . Sitzung der zweiten Kammer .

Karlsruhe , den 1 . Aug . 1831 .

Die Diskussion über die Anträge der Kommission wegen
Abschaffung des Zehnts wird fortgesetzt .

Der Abg . Fecht macht den Antrag , daß eine Jahrcs -
rente von dem festznsetzcndcn Einschädigungsbeträge zu einem
Fond für Arme und Nothleidende möchte bestimmt werden .
Er wurde unterstützt und nach Beschluß der Kammer zur
Beratbung in die Abtheilungen verwiesen .

Während der Verhandlung über den Artikel 2 der Vor¬
sä,läge der Kommission , der die Größe der Entschädigungs¬
summe betrifft , spricht sich Winter v . H . für den Kom¬
missionsantrag auf den 15 fachen Betrag der reinen
Iabresrente aus ; Seltzam ebenfalls , weil die Steuerpe -
raguationspreise zur Grundlage genommen werden sollen .

v . Rotteck besteht auf dem lOfachen , weil die Berech¬
tigung des Zehntherren nach allen von ibm angcstellten
Untersuchungen keine höhere Abkaufssumme wcrtb sey.

v . Tscheppe erklärt sich für den 20sachen Betrag . Er

glaubt , es sey von hohem Interesse , nur solche Anerbie -

ruugcn zu machen , von deren Annahme man im Voraus

überzeugt seyn könne .
Mittermaicr spricht sich für den I8fachen Betrag

aus , indem er dieses Verfahren allein für den Rechts¬
weg halte , und kein Vertrauen mehr da sey , wenn man
sich von demselben entferne . Er verlangt dabei , daß man
dem Zchntpflichtigeu die Freiheit gestatte , zu beweisen , daß
sein Zehnten nur als Neubruchzchnten entstanden sey , und
in diesem Falle gibt er zu, daß die Ablösungssumine auf
den 12fachen Betrag herabgesetzt werden könne .

Regcnauer stimmt ebenfalls für de» 18fachen Betrag ,

weil er die Ueberzeugung habe , daß dadurch das Ziel des '

Vergleichs um so eher erreicht werde .
Welker erklärt sich für den 15fachen Betrag , weil zu»

verlässig niemand , der sein Vermögen zum Ankäufe von
Zehnten verwenden wollte , eine höhere Kaufsumme bejah¬
en würde .

Aschbach macht den Antrag , nur den IZfachen Betrag
zu bestimmen . Er hält den Zehnten für nichts Anderes ,
als für eine Rente , oder ein zinstragendes Kapital , das
sowohl hinsichtlich der Unsicherheit der Zinsen , als auch hin¬
sichtlich der Verminderung seiner Sicherheit überhaupt , ein
höchst schwankendes genannt werden könne .

Schaaff erklärt sich ungefähr aus denselben Gründen ,
wie Regcnauer , für den 18fachen Betrag .

Düttling er verlangt ebenfalls den I8fachen Betrag
als Ablösungssumine , damit der Zehnt um so gewisser
wegkomme , und damit dann um so gewisser auch das Grund¬
eigenthum im Wertbr steige .

v . Jtzstein , Wetzet I . und Knapp stimmen für den
15fachcn Betrag , Ersterer weil er überhaupt den bei wei¬
tem größeren Theil des Zehnten dem öffentlicher : Rechte
beilegen zu dürfen glaube .

Merk glaubt , nicht hoffen zu können , daß die beide »
andern Faktoren der Gesetzgebung hierzu ihre Zustimmung
geben , und schlägt aus diesen Gründen den 16fachrn Be¬
trag vor .

Martin unterstützt diesen Antrag .
Wetzet II . stimmt für den 18fachen Betrag , der jedoch

in dem Falle auf den 1/fachen herabsinken soll , wenn der
Antrag des Abg . Fecht auf Bestimmung einer Jahresrente
für die Armen keinen Anklang finden sollte .

Bekk hält den Ablösnngsfuß im I5fachen Betrage um
so mehr für hinreichend , als manche Bezugsrechte schon
ohne Entschädigung aufgehoben worden seycn .

Magg sicht nur in de» I8fachen Betrag eine gerechte
Entschädigung , da der Zehnten ein wohlbegründetes unter
dem Schutze der Verfassung stehendes Eigenthum sey.

Winter v . K . erklärt , daß er nicht unbedingt für irgend
einen Ablösungsfuß stimmen könne . Werde z. B . der Ertrag
vom letzten Jahre angenommen , so könnte er sich für den

20fachen Betrag ensscheiden ; während er sich , wenn die

Stenerperäquationspreise zu Grunde gelegt würden , vielleicht
nur für den IZfachen Betrag erklären dürfte .

Nachdem über die verschiedenen Anträge auf die 20,18 ,
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17,10 und 13fache Entschädigung abgestimmt ist , nimmt die

Kammer mit einer Majorität von 38 gegen 11 Stimmenden

Kvmmissionöantrag in folgender Fassung an :

„ 3) Alle Zchntberechtigten werden durch Kapitalien , welche

üt dem fünfzehnfacheil Betrage ihrer reinen Einnahme vom

Zehnten bestehen , entschädigt . Die reinen Einnahmen wer¬

den ausgemittelt dur Abzug sämmtlichcr Lasten und Ver §

waltuugskosten von den Roheinnahmen .

Siebenzigfte öffentliche Sitzung der zweiten Kammer .

Karlsruhe , den 2 . August 1831 .

Der Abg . Knapp nimmt das Wort und fragt , ob die

Regierungs - Kommission das von ihr vor einiger Zeit ver¬

heißene Gesetz über die Herrenfrohnden in einer der

nächsten Sitzungen vorlegen werde .

Der Finanzminister v . Böckh erwiedert , daß dieses Ge¬

setz allerdings vorgelegt werde , sobald der Entwurf fer¬

tig sey.

Hierauf wird die Diskussion über die Zehntabschaffung

fortgesetzt , und der Beschluß gefaßt , daß in der Entschädi¬

gungssumme mit dem I5mchen Betrage auch der Nenbruch -

jehnten begriffen seyn soll .

Auf den Antrag des Abg . M i t t e r m a i e r wird beschlossen .

„ 4 ) Der Staat übernimmt ein Drittel von der Ablö¬

sungssumme ."

Ter Finanzminister schlägt vor , in den gefaßten Be¬

schlüssen überall , statt des Wortes „ abschaffen, " zu

setzen „ ablösen, " welchem Anträge die Kammer bcitritt .

Endlich beschließt die Kammer , die Berathung über alle

weitern Tetailbestiinmungen bis zur Vorlage des Gesetzcs -

entwurfes selbst ausgesetzt seyn zu lassen , um durch solche

vorläufige Beschlüsse die Negierung in Abfassung des Zehnt¬

ablösungsgesetzes nicht zu beschranken .

Neun unv fünfzigste öffentl . Sitzung der zweiten Kammer .

Karlsruhe , den 12 . Juli 1831 .

Nachdem der Sekretär Speyer er die neuen Eingaben

bekannt gemacht hat , erstattet der Abg . Hosfmann , Na¬

mens der Majorität der Kommission , Bericht über den

Antrag des Abg . v . Rotteck , auf Abschaffung des Zehnten ;

nach ihm der Abg . Regenauer , Namens der Minorität ,

über denselben Gegenstand . ( Wir haben diese Berichte schon

vorläufig in den Nummern 103 — 107 mitgetheilt . )

Die Tagesordnung führt hierauf auf die Berathung des

Berichtes , welchen der Abg . Mitter inaier über die Vor¬

schläge des Abg . v . Rotteck , wegen Bestreitung der Ge -

meindebedürsnisse erstattet hat . ( S . Landtagsbl . Nr . 96u . 97 .1

Rotteck beginnt diese Diskussion mit einem ausführlichen

Vortrage , welchem wir , der Wichtigkeit des Gegenstandes

willen , mehrere Hauptstellen entheben .

„ Mein Hauptzweck bei dem Vortrag in der 41 . Sitzung

bestand darin , den ersten Kommissions - Entwurf in Bezie¬

hung auf den Gemeindehaushalt zur Zurücknahme , oder zur

Verwerfung zu bringen ; mein zweiter Zweck war , über

meine eigenen Vorschläge , die ich machte , die Zustimmung

der Kammer zu erhalten .

Ich habe hier freilich nur den ersten dieser beiden Zwecke ,

der aber der Hauptzweck ist , erreicht ; die Kommission har

selbst ihren frühern Entwurf zurnckgenommen , und ist bei

Aufstellung eines neuen in Beziehung auf die Prinzipien ge¬

wissermaßen vergleichsweise meinen eigenen Ansichten naher

gerückt .

Inzwischen halte ich doch für Ehrenpflicht , die von mir

gemachten Vorschläge wenigstens gegen den Vorwurf zu

rechtfertigen , die der Kommissionsbericht , wie ich nicht zweifle,

nicht aus der innerstcn Ansicht des Hrn . Berichterstatters ,

sonderu nur im Sinne der Majorität der Kommission da¬

gegen vorgebracht hat ." Der Redner vertheidigt sodann seine

Vorschläge gegen die im Kommissionsbericht dawider erho¬

benen Bedenken , und fahrt dann fort : „ Ich gehe nun über

auf die Bezeichnung einiger Hauptmängel , die mir als solche

in den Kommiffionsantragcn erscheinen , und die meiner An¬

sicht nach so groß sind, daß ich weit lieber ganz unbedingt

den Regierungsanträgen bcipflichten , d . h. vorziehcn würde ,

inr Ganzen auf die Rcgierungsanträge , jedoch unter zwei

Bedingungen , zurückzukommcn ; nämlich 1 ) daß die dreifache

Klassifizirung der Gemeindeausgaben in Allem , so wie die

Regierung sie vorschlug , bcibebalten , und keineswegs so an¬

genommen werde , wie sie nach dem ersten Vorschlag der

i Kommission angeblich verbessert , meiner Ansicht nach aber

verschlimmert wurde , und 2 ) unter dem Vorbehalt , daß in

Beziehung auf die Gcmeindefrohnden die Bestimmung oder

der Vorschlag der Regierung einer wesentlichen Abänderung

unterworfen werde . In so fern es sich aber um die Prü¬

fung der neuern Kommissivnsantrage handelt , so sage ich.



wenn es so hieße : „ fämmtlitfcc Gemeindebcdürfuisse werden
überall zu zwei Drittel vorerst aus dem Gemeindegut und
der etwa auszuschreibenden Allmcndsteuer und in Ermang¬
lung sener Quellen durch Umlage auf die Eemeindcbürger
und auf die ccnselben gleich zu achtenden Einwohner be¬
stritten , das letzte Drittel aber wird durch Umlage auf
alle Inhaber von Steuerkapitalien , obne Unterschied — ob
sie Bürger oder AuSmarker sind — gelegt, " so würde ich
diesen Vorschlag als billigen Vergleichsvorschlag und als
einen solchen betrachten , dem ein Prinzip zu Grunde läge ,
und welcher im Durchschnitt dem wahren Verhälkniß an¬
nähernd entsprechend erscheint , wenigstens in Beziehung auf
die ordentlichen oder laufenden Ausgaben . So heißt es
aber im Kommissionsantrag nicht , sondern es heißt , daß
da , wo das Gemeindevcrmögen zwei Drittel , oder annä¬
hernd so viel die Eemeindcbedärfnisse bedeckt , die Bestrei¬
tung derselben allernächst darauf angewiesen , und » örhigcn -
falls zur Ergänzung der zwei Drittel ein Präzipnalbeitrag
von den Bürgern und Einwohnern erhoben , das Uebrige
aber auf alle . Inhaber von Steuerkapitalien gelegt werden
solle ; wo aber das Gemeindevermögen nicht so viel , oder
gar nichts beträgt , so soll doch nur der vierte Theil von
demjenigen , was hiernach von den Gemeindeangehörigen zu
erheben ist , auf die Bürger und Einwohner , und
alles Andere sodann auf die Schultern der Inhaber von
Steuerkapitalien , ohne Unterschied , ob Bürger oder
Ausmärker , gelegt werden .

Hierin erkenne ich eine gewaltige Ungerechtigkeit und eine
offenbare Ungleichheit , was ich durch einige Rechnungs -
erempel darstellen werde .

Nachdem von der Kommission selbst aufgestellten Bei¬
spielen wird , wenn das Gemeiudcbedürfniß 900 fl . beträgt ,
und das Gemeindeeinkommen wir 500 oder 000 fl . hierzu
benutzt wird , die auf die Realitätenbesitzer zu legende Steuer
300 fl . betragen , was also ein Drittel des Gemeindeauf¬
wandes umfaßte .

Nehmen wir aber an , das Gcmeindcvermögen betrüge
nur 400 oder 300 , oder nur lOO fl . , oder gar nichts ,
so würde im ersten Falle der Beitrag der Steuerkapitale
in 375 , im zweiten Fall 450 , im dritten Fall in 000 , und
im vierten in 075 fl . bestehen , wogegen , wenn das Ge¬
meindevermögen 900 fl . betragt , die Inhaber der Steuer¬
kapitale ganz frei bleiben .

. Nach diesem Systeme würden also die Gründe der Aus¬

märker in einigen Gemeinden für den Rechtsschutz , den sie
doch überall - gleichmäßig haben sollen , gar nichts bezahlen ,
was nicht recht ist , während sie in einer andern Gemeinde
ein Zehntel , in einer dritten ein Viertel , in einer weitern
Gemeinde zwei Drittel , in einer noch weitern drei Viertel
bezahle » , d . h . zur Bezahlung solcher Guter gleichheitlich
mir ' den bürgerlichen Besitzern beitragen müßten .

Wo ist nun ein Rechtsprinzip zu finden , das diese außer¬
ordentliche Ungleichheit der Besteuerung der Ausmärker bei
einem und dem gleichen Maß der Theilnahmc an den Ge -
meindeintereffen billigt ?"

Man führt gegen meine Grundsätze vor Allem an , daS
Beispiel des Staats , oder das Beispiel des Staats¬
steuersystems , und zwar in dreifacher Beziehung , 1 ) daß der
Staat die Fremden , wenn sie Grundeigcnthum auf dem
Staatsgebiet besitzen , gerade so behandele , wie die Kom¬
mission will , daß die Ausmärker in der Gemeinde behan¬
delt werden ; 2 ) sagt man , die Ausgaben der Gemeinden
seyen zugleich Staatsausgaben , oder Staatszwecke , d.
h. der Staat fordere sie , wie aus dem Ausdruck „ Rcgi -
minalausgaben " ausdrücklich hcrvorgehe , man sey also
nicht eigentlich als Gemeindebürger , sondern als Staats¬
bürger zur Tragung derselben , demnach die Ausmärker eben
so gut , wie die Andern verpflichtet ; und endlich 3 ) sagt
man , bestehe auch im Staat das System der direkten
Steuer , es werde also auch keinen Anstand haben , sondern
nothwendig und konsequent seyn , es auch in dem Gemein¬
dehaushalt einzuführen .

Diese drei Gründe sind durchaus unhaltbar , denn sie
beruhen alle auf Begriffsverwirrungen und Verwechsln «»
gen , welche aufzudecken nicht schwer ist.

In Beziehung auf den ersten Punkt , daß nämlich der
Staat die Fremden eben so behandle , wie die Gemeinden
die Ausmärker behandeln wollen , will ich mich auf meinen
früher « Vortrag in der 41 . Sitzung beziehen , worin ich
dem außerordentlichen Unterschied zwischen dem Verhältnis
des Staats zu dem Fremden , und der Gemeinde zu den
Ausmärkern dargestellt habe ."

Nach kurzer Darstellung dieses Unterschiedes fährt der
Redner fort : „ In dem Zeitpunkt , wo man sich damit be¬

schäftigt , das Grundeigenthum von den Lasten zu entfesseln ,
die in dem barbarischen Mittelalter auf dasselbe kamen ,
und die gewissermaßen alle Bedeutung des Namens Eigen¬
thum , in Beziehung auf die Besitzer oder Kolonen aufzu -
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kbcit drohten , oder wirklich anfhobcn , ist es nicht ange¬

messen , eine neue Belastung des Grundeigenthums , eine

neue Werthverminderung dieses Eigenthums einznführen ,
oder so sehr über die Grenzen auszudchnen , in welchen es

vbservanzmäßig oder gesetzlich bisher schon bestund . Es

wäre eine allzugroße Jnconsequenz nicht minder , als Un¬

klugbeit und Ungerechtigkeit , rtemt wir jetzt zu Gunsten

der Gemeinden eine Gruudherrlichkeit und Frohndherrlichkeit
in Beziehung auf die Ausmarker erschaffen oder verschär¬

fen wollten , während wir gerade die Frohndherrlichkeit der

Herren über die Knechte verdammen , und mit schweren

Opfern aufheben . Und ich frage Sie , ist es etwas Ande¬

res , als eine Frohndherrlichkeit neben der Tributherrlichkeit ,
die wir den Gemeinden verleihen , wenn die Ausmärker mit

ihrer Arbeit oder dem Geldsurrogat dafür für Zwecke der Ge¬

meinden Pflichtig seyn sollen , die sie gar nichts angehen , oder

an deren Wohlthaten und Früchten sie keinen Antheil nehmen ,

sondern die bloß den Bürgern und Einwohnern , d . h .

den Genossen des engern Gemeindeverbands frommen ?

„ Die zweite Betrachtung beruhte darauf , daß die Ge¬

meindezwecke zugleich Staatszwecke seyen , daß
man also in der Eigenschaft als Staatsbürger demnach ge¬
mäß dem Staatssteuersystem zu denselben beitragen

müsse . Dieses scheinbare Argument erhält allerdings durch den

Ausdruck „ R e g i m i n a l a u s g a b e n " einige Bekräftigung ;
aber es würde richtiger gewesen seyn , jene Ausgaben mit

dem Ausdruck einwohnerliche Ausgaben zu bezeichnen ,
und jedenfalls zerfällt dieses Argument durch folgende G e>

genbetrachtungen : 1 ) Wenn man die Gemeindezwecke
und Gemeindebedürfnisse zu Staakszwccken und Staatsbedürf -

nissen erklärt , so hebt man alle Selbstständigkeit der Ge¬

meinden auf , verwandelt sie in bloßeStaatsanstalten ,
und geräth dadurch mit sich selbst, so wie mit der geschicht¬
lichen und vernunftrechtlichen Wahrbeit in Widerspruch .

„ Allein dieses Prinzip würde 2 ) , wenn es mit Eonsequenz
durchgeführt werden würde , zur Aushebung alles Gcmeindeguts
( welches ja vor hinein für Gemeindezwecke verwendet werden

soll ) führen . Das Gemcindegut bat gar keinen Begriff mehr ,
wenn man in den Gemeindezwccken nur allgemeine Staals -

zwecke erblickt , welche ln einzelnen Gemeinden zu erstreben

sind , wenn man sagt , die Summe aller Gemeindezwecke
bildet eine Summe von Staatszwecken , oder ist ein und

derselbe Staatszweck , der in tausend Gemeinden zu erstreben
ist . . In dieser Voraussetzung wäre es wohl konsequent , wenn

der Staat das Vermögen aller dieser einzelnen Gemeinden

zum Staatsgut erklärte , und zusammenwürfe in

eine große Kasse , und ans dieser Gcmcindewirthschafts -

kasse den einzelnen Gemeinden so viel zuiheilte , als jede

nothwendig hat , um in ihrer Sphäre die Staatszwecke zu

erfüllen , in dem Maß nämlich , als der Staat cs von ih¬

nen fordert ; und in so fern diese allgemeine Staatsge¬

meindekasse nicht zureicht , so würde dann eine Umlage im

ganzen Staate Statt finden müssen , bei welcher die

Staatsbürger alle gleichmäßig nach ihrem Vermögen , und

nicht nach dem Vermögen der Gemeinde , in der sie woh¬

nen , sondern nach dem Vermögen , welches sie persönlich

besitzen, angelegt werden .

„ Ueberall sonst legt auch der Staat die Unkosten der Er -

strebung von ihm selbst gebotener Zwecke nur auf diejeni¬

gen , welchen jene Zwecke zu gut kommen .

Nun will man aber für die angeblichen Staatszwecke , an

welchen nur die Gemeindeglieder und Einwohner Theil neh¬

men , die Inhaber von Realitäten , wenn sie auch nicht daran

Theil nehmen , gleichmäßig ins Mitleid ziehen , denn sie sol¬

len mitzahlen an den Kosten für die persönliche Sicherheit ,

für die Bequemlichkeit und Annehmlichkeit des Lebens , für

Unterricht , für die Gesundheit , für die Wohlfeilheit zu Gun¬

sten der Bewohner der Städte , ohne an allem dem irgend
einen Theil zu nehmen ; was ich durch ein Beispiel beleuch¬

ten will , weil es dadurch deutlicher wird : Ich kenne eine

Stadt , in der man zu einer nach Zweck und Gesinnung
edlen und schönen Feier 25,000 fl . aukgewendet hat ; diese

Feier war bestimmt , um die iw dem innersten Herzen der

Einwohner und Bürger jener Stadt wohnende Huldigung

für eine erhabene Person auf eine entsprechende , würde¬

volle Weise auszudrücken .

Diese Feierlichkeit war im Namen der Einwohner und

nicht der Gründe und der Häuser angeordnet ; würde

man wohl die Ausgabe auch auf die Ausmärker ausdchnen
können , die daran keinen Theil harten , und in deren Namen

es gar nicht geschah ?

Ich kenne ebenfalls eine Stadt , die ein Kommandanten -

baus erbaute , daS nach dem Anschlag , welchen die Behörde

genehmigt hatte , 15,000 fl . kosten sollte , aber durch die

Beflissenheit ihrer städtischen Obrigkeit auf 30 — 40,000 fl .

zu stehen kam . Ich kenne eine Stadt , wo das Defizit der

Theaterkasse , in welches sie durch unglückliche Unterneh¬

mungen der Aktionärs gcrathen war , aus der Stadtkasse
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ersetzt werden mußte . Ich frage Sie , aus welchem Rechts -
litel Sie die Ausmärker an solchen Ausgaben wollen Theil
nehmen lassen ? Als Bürger und Einwohner einer solchen
Stadt empöre ich mich gegen eine solche ungerechte Zumu -
thung , in Beziehung auf Fremde ; ich schäme mich , durch
solche Beiträge in den eigenen Lasten erleichtert zu werden ;
ich will nicht , daß die Verschwendung des Vorstandes mei¬
ner Gemeinde densenigen zur Last falle , die an allen diesen
Herrlichkeiten und Sünden keinen Theil haben ; ich will die
Ausmärker nicht zu meinen Tributpflichtigen , oder zu städ¬
tischen Steuerknechten herabwürdigen .

„ Ich verschmähe die Anweisung , die das Gesetz mir geben
will auf die fremde Habe , oder die Erlaubniß der Berau¬
bung , die man zu statuiren uns vorschlägt ; ich will selbst
tragen , was mich allein angcht , oder was nur meine
Vorgesetzten verschuldet haben ."

Ter Redner geht nun zur Beleuchtung des dritten
Einwurfs über , nämlich der Anwendung des im Staate
herrschenden direkten Steuersystems auch auf die Ge¬
meinde , und bezieht sich dabei auf seinen schon in der 41 .
Sitzung gegen solche Anwendung gehaltenen Vortrag .

Er schließt sodann mit nachstehender Betrachtung : „ End¬
lich machen im Staat die direkten Steuern nicht den größ¬
ten Theil der Steuern aus , sondern die indirekten Steuern ,
welche größtentheils nur die Personen und nicht die Sa¬
chen treffen , betragen eben so viel , oder mehr . In dem
Gemeindehaushalt dagegen will man die direkte Steuer als
allgemeine Regel aufstcllen , und nur in größer, ! Städten ,
wo noch eine Konsumtionssteuer statt findet , eine Ausnahme sta-
luiren ; und es sollen die Steuerpflichtigen nicht eigentlich als
Thcilnehmer des Gemeindeverbandes , sondern blos als In¬
haber der Gründe , Häuser und Werkstätten , ohne Unterschied ,
ob sie an den Vortheileu der Gemeinde Theil nehmen oder
nicht , die Steuer tragen . Und nun frage ich Sie , wie Ih¬
nen hiernach die Gemeinde erscheint ; was ist hiernach der Be¬
griff , das Bild der Gemeinde ?

Jcü bade bei einer andern Gelegenheit der schönen Worte
eines alten römischen Kaisers erwähnt , welcher sagte : „ Die
Stadt bestehet nicht in den Häusern , in den
Säulengängen und öffentlichen Plätzen , son¬
dern die Menschen sind e S , die die Stadt
aus machen . " — Woraus besteht aber nach unserm Kom¬
missionsbericht eine Stadt oder eine Gemeinde ? ist sie wohl
ein lebendiger Verein von Lebendigen zu Erstrebnng vernünf¬

tiger Lebenszwecke beisammen wohnender Individuen ? Mit
Nichten ! eine solche Idee gewährt der Kommiffwnsbericht

! nicht , denn nach ihm ist die Gemeinde nichts als ein Inbe¬
griff von Gründen , von Häusern , von Werk¬
stätten , die man durch eine sonderbare Verwechslung oder
Uebertragung der Begriffe von Rechrssubjekten , auf Sache »
zum Theil berechtigt , zum Theil verpflichtet , darstellt , und
deren Besitzer , Bewohner oder Arbeiter nur als vorüber¬
gehende Erscheinung , als Nebensache Vorkommen ; die
Hauptsache , das Wesen bilden die Tinge oder die Stcuer -
kapitalien . Höchstens könnte man den Gemeinden nach dem
Kommissionsbericht die Idee abgewinnen , daß sie eine An¬
stalt , eine Stiftung seyen zn Erstrebnng der Lebenszwecke
der hier und dort Wohnenden , welche fundirt seyen auf gewisse
Theile des Ertrags von dem in der Gemarkung befindlichen
steuerbaren Vermögen , also gegründet auf gewisse Beiträge
von den Besitzern derselben . Allein eine solche Stiftung läßt
sich wohl denken , dichten oder träumen ; ins juristische Daseyn
aber wird es schwer seyn , sie einzuführen .

Ich frage , wer hat eine solche Stiftung errichtet ? wo ist
das Gesetz , wo ist die Urkunde dieser Stiftung ? wer in aller
Welt hat vor Jahrhunderten ein so ausgedehntes Eigenthum
und Obcreigenthumsrecht über die Gemarkung gehabt , daß er
rechtsgültig bestimmen konnte , alle zukünftigen Eigenthümer
dieser Gründe , also auch der erst künftig etwa mit großem
Kapitalaufwand urbar zu machenden Gründe , der erst spä¬
ter zu bauenden Häuser und zu errichtenden Werkstätten sol¬
len dieser Anstalt tributpflichtig seyn , sie sollen schuldig seyn ,
einen Theil ihres Einkommens zu Erhaltung dieser Anstalt
herzugeben , ohne Unterschied , ob sie an den Wohlthaten der¬
selben partizipiren oder nicht ?

Diese Stiftung kann ich mir nicht nicht vorsiellen ; ein Ge¬
setz aber , das erst heutzutage solchen Begriff ins Leben führte ,
ginge doch allzuweit über den Kreis der rechtlichen Gewalt
des Gesetzgebers .

Meine Herren ! Die Lehre von der schon als natürlich
anzunehmenden oder durch positive Gesetze willkührlich zu
statuirenden Pflichtigkeit der Gründe oder ihrer Besitzer als
solcher auch für Zwecke und Gegenstände , woran sie nicht
Theil nehmen , ist eine jener Ideen oder ein Ausfluß der¬

jenigen Rechrsvcrkehrtheilen , die im Allgemeinen das Mittel -
alter , das germanische Rechtssystem charakterisiren , an des¬
sen Ausflüssen wir freilich noch vielfach leiden , aber welche

}
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zn heilen oder zu verstopfen , nicht aber neuerlich zu öffnen

und breiter zu machen , unsre Aufgabe ist.

Diese Lehre von der Behauptung solcher Pflichtigkeit der

Gemeinden ist eine der Vernichtung alles wahren Eigen -

thums -Rechts und der Vernichtung der persönlichen Frei¬

heit der Besitzer gleichmäßig geöffnete Pforte , also im grell¬

sten Widerspruch mit dem Vernunftrecht und dem erleuch¬

teten Zeitgeiste . Diese Betrachtung möge die Rechtferti¬

gung wenigstens für die Modifikation enthalten , die ich

hiermit in Beziehung auf die nun vorliegenden Commissions -

Anträge vorzuschlagen , mir erlaube .

Aus meinen Prämissen ging freilich die Rechtfertigung

meiner eigenen früher gemachten Vorschläge hervor ; ich

bin aber nicht so eigensinnig , um auf ihrer Verwirklichung

zu beharren ; gerne will ich die Hand dem Vergleich

bieten , und der Commissions -Antrag soll den Charakter des

Vergleichs haben ; er wird aber nur alsdann als ein an¬

nehmbarer Vergleich erscheinen , wenn ihm die Bezeich¬

nung eines billigen Vergleichs möglicherweise noch bei¬

gelegt werden kann , namentlich also , wenn die folgenden

Modifikationen hinzugefügt werden :

1 ) müßte für alle Gemeinden festgesetzt werden , daß

zwei Drittel der Gemeinde - Bedürfnisse aus der Gemeinde -

Kaffe , d. h . aus dem Gemeinde - Gut oder aus

Umlagen auf Bürger und Einwohner zu bestrei¬

ten seyn , denn der Umstand , daß schon ein Gemeindegut

»orliegt oder nicht , ändert durchaus nichts an der Schul¬

digkeit der bürgerlichen Einwohner und den Rechten der -

irriigen , die nicht Bürger und Einwohner sind . Umlagen

auf Bürger und Einwohner sind natürlich bestimmt und

geeignet , das Defizit der Gemeindekasse zu decken ; das

dritte Drittel mag dann auch überall auf Steuerkapitale

umgelegt werden , worunter ich freilich auch die Geldkapitale

rechnen möchte , wenn man nicht gegen die Kapitalsteuer

so große Vorurtheile hegte . Durch diesen Zusatz , daß das

dritte Drittel daun auch überall auf alle Steuerkapitale

gelegt werde , ziehe ich die Ausmärker auch da ins Mit¬

leiden , wo der Commissions - Antrag sie verschont und

befreit .
2 ) Diese Regel soll aber nur in Beziehung auf die or¬

dentlichen oder vielmehr auf die laufenden Ausgaben

bestehen , d . h . auf solche , die nur einen vorübergehender ;

Zweck haben , die außerordentlichen und zumal die , welche

zn Erhaltung oder Vermehrung deS harrenden Gemeinde -

Vermögens selbst gemacht werden , dürfen nie auf die Aus¬

märker fallen , wohin der Rathhausbau und Schulbau ge¬

hört , wie ich früher schon angegeben habe .

Mein Zweck könnte übrigens erreicht werden durch einen

bei der Berathung der Commission von der Regierungs -

Commission zur Sprache gebrachten Vorschlag , nämlich durch
die Ausdehnung des Begriffs von Socialausgaben ,
nämlich Socialausgaben in dem Sinne , daß die einen

blos die Klasse der Bürger und Einwohner , die

andern aber die Klasse der Gemeindeangehörigen
im weitesten Sinne , worunter die Ausmärker , begrif¬

fen . Ter dritte Punkt ist : Vermöge dieses Grundsaßcs

sind die Gemeindeschulden , deren Tilgung ja als Ver¬

größerung des Gemeindevermögens erscheint , nur von der

Gemeinde selbst , d . h. von ihrem eigenen Vermögen oder von

jenem der ihr enge verbundenen Mitglieder , d . h. von der

unsterblichen Gesammtpersönlichkeit der Gemeinde , zu bezah¬
len . Ausmärker aber bleiben frei ; denn wie kann man Frem¬
den die Last auflegen , zu Gunsten der Gemeinden , ein Ge¬

meinde - Vermögen zu schaffen ? — Wenn man sie zwingt ,
an der Bezahlung der Gcmeindcschulden beizutragen , so ist

dieß nicht ungerechter , als wenn man sie zwingt , zum Ankauf

von Liegenschaften beizutragen .
4 ) In Städten , wo die Zahl der staatsbürgerlichen Ein¬

wohner bedeutend ist , muß durch eine Consumtions - Steuer

den Mängeln der Realitäten - Steuer abgeholfen werden ."

Rutsch mann spricht sich für die Ansichten des Abg . v.

Rotteck aus .

Rettig v . K . glaubt die Vorschläge der Kommission seyen
das Produkt der Erfahrung , daß die Verschiedenheit derVer -

hälknisse in den einzelnen Gemeinden und die Verschiedenheit
der Uebung in denselben dem Gesetzgeber beinahe unübersteig -

liche Schwierigkeiten in den Weg legen , und daß nichts übrig

bleibe , als sich endlich für einen Vorschlag zu entscheiden .

Er glaubt mit v . Rotteck , daß der zufällige Umstand , ob

eine Gemeinde viel oder wenig Einkommen habe , nicht auf

den Beitrag der Ausmärker einwirken könne , und daß wenn

doch einmal von einem Durchschnitt die Rede scy, die Gemein¬

de in jedem Fall zum Voraus für zwei Drittel der Bedürf¬

nisse zu sorgen habe , geschehe dieß aus ihren Einkommen oder

aus Umlagen auf den Allmendgenuß oder auf die Bürger , das

sey dem Ausmärker gegenüber gleichgültig . Ter Ausmärker

müsse in jedem Falle nur zu dem übrigen Drittel der

meindebedürfnisse beitragen . Für ein nochmaliges Uir-
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terscheiden zwischen ordentlichen und außerordentlichen Aus¬
gaben , sey er nicht , weil man hier auf den alten Streit zu¬
rückkäme , was ordentliche und was anßerordentliche Ausgaben
seyen . Ter einzige Ausweg scheine ihm , AlleS , was unter
außerordentlichen Ausgaben zu begreifen wäre , unter die
Socialausgaben zu nehmen , und diese von der obigen Tbei -
lung anszuschließen . Eine Theilnng in Beziehung auf die
vorhandenen Schulden und Festsetzung eines Normaltages
für diese scheine ihm aber nothwendig . Tie setzt vorhande¬
nen Gemeindeschulden zu ein Drittel den Ausmärker auf -
zuladcn , dünke ihm eine große Härte ; dagegen wolle er
auch nicht alle Schulden auf die Gemeinde weisen , weil
sa auch zur Schonung aller Beitragspflichtung , also auch
der Ausmärker , Schulden gemacht worden seyn könnten .

Bekk bemerkt gegen den letzten Redner , er wäre ganz
damit einverstanden , daß der Ausmärker jedenfalls zu einer
bestimmten Zahl der Ausgaben beizntragcn habe , ohne Rück¬
sicht , ob das Ecmeiudevermögcii reiche oder nicht , die Ab¬
theilung in ein Drittel und zwei Drittel sei aber zu sehr zu
Gunsten der Ausmärker , weßhalb er sich derselben widersetze ,

*

mit dem umgekehrten Anträge aber , daß ein Drittel aller
Gemeindeausgaben durch die Gemeindcbürger und zweiDriitcl
durch Umlage auf alle Steuerpflichtige der Markung auf¬
gebracht werden , sei er einverstanden . Was die Zahlung
der Schulden betreffe , so sey dieser Punkt in jedem Falle be¬
denklich ; ob sie durch die Gemeindebürger allein , oder durch
Umlagen nach dem Steuerkapital bewirkt werde , so könne
immer Unrecht geschehen . Gerecht sey nur die Repartition
nach dem Maßstab , der zur Zeit , der Contrahirung der Schul¬
den gegolten habe ; dieseIdec sey aber nicht ausführbar . Deß -
halb müßten Gemeindeschulden eben wie andere Gemeinde -
lasten bezahlt werden .

Er widerlegt hierauf den der Kommission von dem Abg .
v . Rottcck gemachten Vorwurf , als ginge sie von der fal¬
schen Ansicht aus , als wären die Gemeinden ein Inbegriff
von Gründen , Häusern und Werkstätten , und nicht ein In¬
begriff von Menschen , indem er entwickelt , daß die Kommis¬
sion sich allerdings unter der Gemeinde einen Inbegriff von
Personen gedacht , aber alle diejenigen für Angehörige der
Gemeinde angesehen habe , die irgend ein Gut besitzen , das
unter dem Schutze der Gemeinde stehe , oder größer » oder
geringer » Anthcil an den Vortheilen der Gemeinde nehme .
Die Gcmeindeangehörigen nun — seyen sie ihr durch die Gegen¬
wart ihrer Personen , oder nur dadurch angehörig , daß sie

Güter rc . in der Gemeinde besitzen — haben die Verpflich¬
tung , die Gemeindelasten zu bestreiten , und es handle sich
nur um das Verhältniß , in welchem die in der Gemeinde
Wohnenden einen Präcipualbeitrag dazu leisten sollen . Das
Prinzip sey gleich , nur schlage die Kommission die Differenz
der Vortheile des Bürgers und Ausmärkerö nicht für so
groß an .

Auf den Vorwurf , daß der Ausmärker in dem Falle , wenn
das Gemeindevermögen zur Deckung aller Gemeindebedürf -
niffe reiche , zu sehr begünstigt würde , entgegnet er , daß er

gern geneigt wäre , zu bestimmen , daß ein Viertel aller Ge¬
meindebedürfnisse auf die Steuerpflichtigen umgclegt werden
müsse , das ^

Gemeindevermögen möge ausrcichen , so weit es
wolle .

„ Daß dieses Vermögen " fährt er fort , „ in Berechnung
kommen muß , glaube ich unbedenklich bejahen zu dürfen ,
denn es ist nicht ein Eigenthum der Bürger allein , sondern
ein Eigenthum der moralischen Person , die dieses Eigenthum
besitzt , um daraus die Zwecke ihres Zusammenlebens und Ge -
meindevorbandes zu erfüllen ; es muß also dieses Vermögen
verwendet werden , und nur das , was an öffentlichen Lasten
noch übrig bleibt , wird hernach nach irgend einem Maßstabe
auf diejenigen , die Theil nehmen , umgelegt .

Er beleuchtet hierauf die von v . Notteck gemachten Vor¬
schläge . Zum ersten , welcher verlangt , daß in allen Gemeinden
wenigstens zwei Drittel aus dem Gemeindegut , oder durch
Umlage auf die Bürger zum Voraus bestritten werden , ehe
eine Umlage auf die Steuerpflichtigen gemacht werde , be¬
merkt er , daß das Prinzip , welches diesem Satze zu Grunde
liege , überall anerkannt werde , daß aber nur über die Größe
des Unterschiedes oder des Präcipuums verschiedene Meinun¬
gen herrschten . Die zweite Forderung , daß der Rest immer ,
wenn auch das Gemeindeeinkommen reiche , auf alle Steuer -
kapitalien umgelegt werde , will er zugeben .

Den dritten Antrag , daß das in den beiden ersten Sätzen
ausgestellte System nicht auf Ausgaben für bleibende Anschaf¬
fungen der Gemeinde angewendet werde , sondern blos aufBe -
strcitung der ordentlichen , laufenden Bedürfnisse , widerspricht
er , weil z . B . ein Rathhausbau eine Last aller Gemeindsan -
gebörigen , nicht allein der Bürger sey ; denn die Polizeiver¬
waltung , die auf dem Rathhause geführt werden soll , werde
zu Gunsten aller Markungsangehörigen und im Interesse des
Staates , und nicht blos im Interesse der Gcmeindebürger
allein geführt .

Den vierten Antrag hinsichtlich der Gemcindeschulden habe
er schon erwähnt . Gegen die Eonsumtionssteuer habe die
Kommission nichts zu bemerken , nur wolle sic solche nicht im
Allgemeinen festsetzen.

( Fortsetzung folgt . )

Redacteur : A . L . Grimm , erster Secretär der zweiten Kammer . Verleger : Buchhändler LH . Th . Groo « .
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